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Raus aus dem Sumpf: Saubere Hände – weiße Weste!

Schluss mit dem rot-schwarz-blau-orangen Korruptions-Sumpf:  Das Grüne-Anti-Korruptionspaket 

Eva Glawischnig, Werner Kogler, Klausur des Grünen Parlamentsklubs, 20.September 2010 - Leoben

Zusammenfassung

Die zahlreichen, in den letzten Monaten ans Tageslicht gekommenen Skandale zeigen: Korruption gehört bei SPÖ, ÖVP, FPÖ und BZÖ offenbar zum politischen Alltag. Das Vertrauen der BürgerInnen in die Politik sinkt. „In Österreich ist derzeit vieles faul", sagen 83 Prozent der ÖsterreicherInnen laut aktueller IMAS-Umfrage. 45 Prozent sind der Meinung, es gebe in Österreich heutzutage mehr Korruption als in früheren Zeiten. Ganz oben auf der Liste der Missstände sieht die Bevölkerung die Verschwendung von Steuergeldern.
Die Grünen sind die einzigen, die ihre Finanzen lückenlos offen legen und auf der Seite der Bevölkerung  glaubwürdig gegen Korruption und Steuergeldverschwendung ankämpfen. Es muss endlich Schluss sein mit dem rot-schwarz-blau-orangen Korruptions-Sumpf. Dazu präsentieren die Grüne Klubobfrau Eva Glawischnig und der stv. Klubobmann und Vorsitzende des parlamentarischen Rechnungshofausschusses Werner Kogler bei der Grünen Klubklausur ein Anti-Korruptionspaket.

„Politische Korruption ist kein Kavaliersdelikt, sondern  braucht strenge gesetzliche Regelungen und Strafbestimmungen. Wenn dagegen verstoßen wird soll die Parteienförderung gekürzt werden. Bevor Regierungsmitglieder in private Unternehmen wechseln, die im Einfluss des früheren Ressorts stehen, braucht es eine ‚Abkühlphase’ von zwei Jahren. Und wenn MinisterInnen  Amtsdelikte begehen, soll die Verjährungsfrist erst bei ihrem Ausscheiden aus dem Amt zu laufen beginnen und auf zehn Jahre verlängert werden“, erläutern Glawischnig und Kogler neue Vorschläge der Grünen zur Korruptionsbekämpfung in der Politik. 
Die drei zentralen Eckpunkte des Grünen Anti-Korruptionspakets:
1. Glasklare Parteikassen

· Parteispendenverbot für IV, ÖGB, Kammern und Unternehmen mit öffentlichen Aufträgen mit strengen Strafbestimmungen (Kürzung Parteienförderung)
· Offenlegungspflicht für Parteispenden und Wahlkampfkosten
· Beschränkung von Regierungswerbung und Werbeverbot vor Wahlen
2. Saubere Politiker

· Abkühlphase  für Regierungsmitglieder  vor Wechsel in ressortnahe Privatwirtschaft

· Strenge Rechnungshof-Kriterien für externe Beratungsverträge im öffentlichen Bereich

· Verbot für Geschenkannahmen durch AmtsträgerInnen nach internationalen Standards
3. Schonungslose Aufklärung
· Längere Verjährungsfristen bei Amtsmissbrauch durch Regierungsmitglieder
· Ausbau der Korruptionsanwaltschaft, Unabhängige Anti-Korruptionseinheit der Polizei
· Schutzmaßnahmen für "Whistleblower", Kronzeugenregelung
Einleitung

Verdeckte Parteienfinanzierung, persönliche Bereicherungen, dubiose Beraterverträge, intransparentes Lobbying, schamlose Provisionen, verkaufte Staatsbürgerschaften, schmutzige PR,  Verschwendung von Steuergeld: Korruptionsfälle stehen bei SPÖ, ÖVP, FPÖ und BZÖ seit Jahren an

der Tagesordnung.  In internationalen Korruptions-Rankings schneidet Österreich dementsprechend

schlecht ab. 

„There has been little or no enforcement in another eighteen countries, showing a lack of sufficient commitment to date in those countries. These are Austria, Brazil, Bulgaria,…“, heißt es dazu beispielsweise im AntiBribary Progress Report 2008 der OECD.

Der rot-schwarz-blau-orange Korruptions-Sumpf ist tief:

· Ein Finanzminister, dem die Industriellenvereinigung eine Homepage spendiert und der sich von Julius Meinl auf Jachturlaube einladen lässt, während Personen aus seinem direkten Umfeld zu Meinlbank-Staatskommissären ernannt werden.  

· Sogenannte Lobbyistenapparate, wie bei Novomatic und BUWOG, die mit Geldzahlungen bestellte Gesetze durchbringen sollen und bei Privatisierungen mitschneiden. 

· Eine Industriellenvereinigung, die seit Jahren Großspenden von Unternehmen in die ÖVP-Parteikasse schleust. 

· Ein ÖBB-Vorstand, der einer SPÖ-nahen Agentur Millionen zuschiebt, ohne Ausschreibung.

· Eine Bundesregierung, die jährlich 30 Millionen Euro für Eigenwerbung aus dem öffentlichen Steuertopf nimmt.

· Rechtsparteien, die ganze Banken in den Bankrott treiben und Staatsbürgerschaften an Oligarchen verkaufen und dabei Geld für die Parteikasse abzweigen -  part of the game. No na.

Durch Korruption entsteht in Österreich ein geschätzter Schaden von 26 Milliarden Euro jährlich. Das errechnete die Uni Linz auf Basis des Korruptionsindex von Transparency International. 

Allein die drei Beraterfreunde aus dem Grasser-Umfeld, Hochegger, Maischberger und Plech haben zumindest 23 Mio. Euro für fragwürdige Beratungsleistungen aus öffentlichen Geldern kassiert. 

Die Grünen haben als einzige Partei saubere Hände und eine weiße Weste.

Die Grünen kämpfen für ein sauberes politisches Klima.

Wir haben unsere Parteifinanzen lückenlos offen gelegt. SPÖ, ÖVP, FPÖ und BZÖ nicht.

Wir haben unsere Wahlkampfkosten lückenlos offen gelegt. SPÖ, ÖVP, FPÖ und BZÖ nicht.

Der rot-schwarz-blau-orange Korruptionssumpf muss trocken gelegt werden.

Sümpfe sind für Frösche da, Politiker haben dort nichts verloren. Parteifinanzen müssen staubtrocken und glasklar sein. 

Saubere Hände – weiße Weste: Das Grüne Anti-Korruptionspaket

1. Glasklare Parteikassen

Spendenverbote: Parteispenden über Interessensvertretungen weiß zu waschen, um politische Abhängigkeiten zu verschleiern wird verboten. In Deutschland steht dies unter Strafe. In Österreich immer noch auf der der Tagesordnung. Spenden von Industriellenvereinigung, ÖGB und Kammern an politische Parteien sind verdeckte politische Korruption. Bei Körperschaften öffentlichen Rechts, bei auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhenden Berufs- und Wirtschaftsverbänden wird aus Transparenzgründen ein generelles Parteispendenverbot eingeführt, da diese Einrichtungen sich ihrerseits zur Gänze aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden finanzieren. Ein Spendenverbot an Parteien soll auch für Unternehmen gelten, die öffentliche Aufträge bekommen. 
Strafbestimmung: Illegale Parteienfinanzierung und Verstöße gegen Spendenverbote müssen strafbar werden. Die Strafen müssen empfindlich sein.  Angemessen wäre eine Kürzung der Parteienförderung bei der nächsten Auszahlung um das Dreifache der Höhe der illegalen Parteispende.
Parteispenden lückenlos offen legen: Offenlegungspflicht für Parteispenden: Spenden über 7.000 Euro müssen unverzüglich im Internet offen gelegt werden. Alle Spenden müssen in einem jährlichen Jahresbericht transparent gemacht werden. Anonyme Spenden über 500 Euro werden verboten. Unter den Begriff Spende ist dabei alles zu subsummieren, was einen Vorteil bringt, also Geld- und Sachspenden ebenso wie Personalüberlassungen und Rabatte.
Offenlegung und Deckelung von Wahlkampfkosten: Die von den Parteien angegebenen Wahlkampfausgaben entsprechen mit Ausnahme der Grünen nicht der Realität. Es braucht daher einen Deckel und volle Transparenz bei Wahlkampfkosten. Damit öffentliche Gelder nicht verschwendet werden und die Versuchung sinkt, sich bestechen zu lassen.
Beschränkung von Regierungswerbung und Werbeverbot vor Wahlen: Parteiwerbung wird regelmäßig – verstärkt vor allem in Wahlkampfzeiten - als Regierungsinformation getarnt.  So versuchen SPÖ, ÖVP, FPÖ und BZÖ Berichterstattung zu beeinflussen und veröffentlichte Meinung zu kaufen. Abhilfe schafft nur eine klare gesetzliche Definition, wo Information auf Steuerkosten endet und Eigenwerbung beginnt. Regierungswerbung soll beschränkt, die Ausgaben für „Regierungsinformationen“ gesetzlich gedeckelt und stattdessen die Presseförderung ausgeweitet werden. Acht Monate vor Wahlen soll ein generelles Werbeverbot  für Regierungen gelten. Im Gegenzug soll die Presseförderung reformiert und ausgebaut werden.
Parteien-Rechenschaftsberichte, die Ihren Namen verdienen: Die Rechenschaftsberichte der Parteien müssen Aussagekraft bekommen. Umfassende konsolidierte Darstellungen über Einnahmen, Ausgaben und Schuldenstände der Gesamtparteien inklusive Teil- und Vorfeldorganisationen und Parteifirmen werden gesetzliche Pflicht.
2. Saubere Politiker
„Abkühlphase“  für Regierungsmitglieder vor Wechsel in ressortnahe Privatwirtschaft: Regierungsmitglieder sollen nicht während und auch nicht unmittelbar nach der Amtsperiode bei privaten Unternehmen anheuern dürfen, deren Tätigkeit im Einflussbereich der früheren Regierungsfunktion steht. Abkühlphase  für 2 Jahre.

Gläserne Politiker statt Industrie-Marionetten: Politiker wie Dr. Wolfgang Schüssel, der als RWE-Aufsichtsrat die Laufzeitverlängerung alter deutscher Atomkraftwerke mitträgt,  davon persönlich profitiert, und gleichzeitig als Abgeordneter die Anti-Atom-Interessen Österreichs vertreten soll müssen sich den Vorwurf der politischen Korruption gefallen lassen. Eine jährliche Offenlegung aller Einkünfte, Zuwendungen und sonstiger vermögenswerter Vorteile sowie aller leitenden oder beratenden Tätigkeiten in Interessengruppen, Unterneh​mungen oder sonstigen Organisationen muss zur für PolitikerInnen Pflicht werden, auch um Unvereinbarkeiten aufzudecken. 

Stopp für schamlose Beraterverträge: Der Beraterwildwuchs der Ministerien, oftmals ohne überprüfbare Gegenleistung, muss eingedämmt werden. Wo immer möglich, sollen interne Ressourcen statt teurer externer Berater genutzt werden. Für externe Beratungsverträge im öffentlichen Bereich braucht es klare Kriterien (Rechnungshof!) und Obergrenzen. Beraterverträge der öffentlichen Hand müssen begründet und jährlich dem Nationalrat berichtet werden. 
Abgeordnetenbestechung – keine Sonderrechte für Mandatare: Die alte unzureichende Regelung zur Abgeordnetenbestechung wurde 2009 abgeschafft. Seither gelten für Abgeordnete die gleichen Anfütterungsregeln wie für Beamte. Mit einem Schönheitsfehler: Sie sind für Abgeordnete nicht praktikabel. Denn wann handelt ein Abgeordneter „pflichtwidrig“? Die Bestechung von Abgeordneten muss jedenfalls für beide Seiten strafbar sein.
Verbotene Geschenke: wiederholte Geschenke an Amtsträger  - im Fachjargon auch als Tatbestand der Anfütterung bezeichnet - schafft Abhängigkeiten. Die  diesbezüglichen Strafbestimmungen waren schon wesentlich schärfer und wurden 2009 unter Rot-Schwarz bis zur Unkenntlichkeit entschärft. Die neue Regelung ist de facto nicht vollziehbar. Es braucht ein wirksames Verbot für Geschenkannahmen durch AmtsträgerInnen nach internationalen Standards.
Ausschreibungsbetrug und Privatisierungen: Wer sich mit anderen zusammentut, um den Ausgang eines öffentlichen Beschaffungsvorgangs zu manipulieren, soll bestraft werden. Gesetzlich eigentlich schon vorgesehen, müssen diese Bestimmungen endlich auch konsequent umgesetzt werden.

Lobbyisten an die Leine nehmen: Lobbyisten agieren in Österreich in einer Grauzone. Sie müssen weder deklarieren, dass sie als Lobbyisten tätig sind, noch in wessen Auftrag, noch welche Mittel ihnen zur Verfügung stehen. Hier braucht es Regeln und ein verpflichtendes Register, in dem auch die Auftragsverhältnisse offenzulegen sind.
3. Schonungslose Aufklärung
Längere Verjährungsfristen bei Amtsmissbrauch und -delikten: Aufklärung und Strafe muss länger möglich sein. Wenn Minister Amtsdelikte begehen, soll die Verjährungsfrist erst bei ihrem Ausscheiden aus dem Amt zu laufen beginnen. Zusätzlich müssen die Verjährungsfristen für Amtsdelikte und Korruption von derzeit zumeist 5 Jahren auf zehn Jahre verlängert werden. 
Stärkung der Korruptionsbehörden: Die Korruptionsanwaltschaft ist eine spezielle Anklagebehörde, die bundesweit für Amtsmissbrauch, Bestechung, Geschenkannahme und Geldwäsche zuständig ist. Die Korruptionsanwaltschaft beschäftigt derzeit sieben Staatsanwälte. Das ist definitiv zu wenig und muss ausgebaut werden.
Unabhängige Anti-Korruptionseinheit der Polizei: Österreich braucht endlich eine völlig unabhängige Anti-Korruptionseinheit der Polizei. Das neu geschaffene Bundesamt für Korruptionsbekämpfung ist nicht unabhängig, sondern weisungsgebunden. Darüber hinaus fehlen Personalhoheit, Versetzungsschutz der Beamten und eine Amtsverschwiegenheit gegenüber dem Innenministerium. Schließlich müsste die Leitung durch eine anerkannte, über jeden Verdacht der Parteilichkeit erhabene Persönlichkeit gewährleistet werden. 

Whistleblower schützen
Whistleblower sind Hinweisgeber– Menschen, die unlautere Machenschaften der Verwaltung oder von Unternehmen an die Öffentlichkeit bringen, um diese Missstände zukünftig zu unterbinden. Whistleblower setzen so nicht bloß ihren Arbeitsplatz und ihr soziales Ansehen aufs Spiel. Sie setzen sich auch der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung (Bruch des Amtsgeheimnisses) aus. Es braucht daher die  Einrichtung einer "Whistleblower-Hotline“ sowie Schutzmaßnahmen für "Whistleblower" im Beamtendienstrecht und der Privatwirtschaft.

Kronzeugen ermöglichen: Eine international übliche Kronzeugenregelung ist längst überfällig. Das fordern auch der Europarat und Transparency International. Die aktuellen Großverfahren in Wirtschaftsstrafsachen würden mit einer schon bestehenden Kronzeugenregelung um ein vielfaches schlagkräftiger ausfallen. Am 20. August hat die Regierung dem Parlament eine mögliche Kronzeugenregelung vorgestellt. Für die neun großen derzeit anhängigen Wirtschaftsverfahren (AvW, BAWAG, BUWOG, CONSTANTIA, HYPO KÄRNTEN, HYPO NÖ, LIBRO, MEINL, SKYLINK) kommt die Kronzeugenregelung jedenfalls zu spät. Nur mit Kronzeugen hat der Kampf gegen Korruption eine Chance.
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